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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 8 SO 12/14 S 
 
L 23 SO 53/14 B ER RG (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 95 SO 2747/13 ER (SG Berlin) 
 
 
 
…………………., 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Berlin, 
Fröbelstraße 17, 10405 Berlin, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. März 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richterinnen   K r a u ß    und   S i e f e r t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 3. März 2014 - L 23 SO 53/14 B ER RG - wird als 

unzulässig verworfen.  

 

Der Antrag des Antragstellers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung 

der Revision im bezeichneten Beschluss Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechts-

anwalt beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) hat die Anhörungsrüge des Antragstellers 

gegen den Beschluss vom 31.1.2014 als unzulässig verworfen (Beschluss vom 3.3.2014). Hier-

gegen hat der Antragsteller "Nichtzulassungsbeschwerde" (wegen der Nichtzulassung der 

Revision) eingelegt und beantragt, ihm Prozesskostenhilfe (PKH) unter Beiordnung eines 

Rechtsanwalts für dieses Verfahren zu bewilligen. 

 

Die Beschwerde des Antragstellers ist bereits nicht statthaft. Der Beschluss des LSG ist nicht 

anfechtbar (§ 178 Abs 4 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>); der Antragsteller kann auch nicht 

im Wege einer Nichtzulassungsbeschwerde mit Erfolg geltend machen, das LSG habe zu Un-

recht die Revision gegen seinen Beschluss nicht zugelassen, weil eine Revision nur gegen Ur-

teile des LSG oder diesen ausdrücklich gleichstehende Beschlüsse eingelegt werden kann (vgl 

§ 160 Abs 1 SGG). Diese Voraussetzungen sind vorliegend nicht erfüllt. Dem Antragsteller steht 

auch PKH nicht zu; denn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hat keine hinreichende Aussicht 

auf Erfolg (§ 73a Abs 1 SGG, § 114 Zivilprozessordnung). Die Verwerfung des Rechtsmittels 

des Antragstellers erfolgt ohne Beteiligung der ehrenamtlichen Richter in entsprechender An-

wendung des § 169 SGG.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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